
BUNDESSOZIALGEFHCHT

Im Namen des Volkes Verkündetam
— 17.Juli 1996

Urteil

in dem Rechtsstreit

Az.: 5 HJ 60195

Prozeßbevellmächtigter: ......................................... ,

gegen

Lendesversicherungsanstalt Mecklenburg-Vorpommern,
Neubrandenburg, Neustrelitzer Straße 120,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom

17. Juli 1996 durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. B 3 lt 2 e r ‚
die Richter B a u m a n n und Dr. F i c h t e sowie die ehrenamtlichen

Richter Gerner und Dr. Sternmer

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Mecklen-

burg-Vorpommern vom 8. Juni 1995 wird zurückgewiesen-

Die Beklagte hat der Klägerin auch deren außergerichtliche Kosten des Revi-

sionsverfahrens zu erstatten.
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‚2.

Gründe:

Die Beteiligtenstreiten über die Rückforderungzu Unrecht gezahlterSozialzuschlä-

ge für die Zeit von Januar 1992 bis Januar 1993.

Die von der verheirateten Klägerin ab 1988 bezogene Altersrente wertete die

Beklagte mit bestandskräftigem Bescheid vom 27. November 1991 in eine Regel-

altersrente (monatlicherZahlbetrag:440,47 DM) um- Den bi5hefgezahlten302i8l'

zuschlag in Höhe von 165,00 DM monatlich zahlte sie zusätzlich "als Vorschuß

auf den neuen Sozialzuschlag"weiter. Der Bescheidenthielt die Hinweise: Ein

Sozialzuschlag könne ab 1. Januar 1992 nur gezählt werden, wenn das

monatliche Gesamteinkommendes
Renten—empfängersund seines Ehegattenden

Betrag von 960,00 DM nicht. überschreite. Werde. neben der Rente von dem

Rentenempfänger oder seinem Ehegatten noch weiteres Einkommen bezogen,

bestehe die gesetzliche Verpflichtung, dieses Einkommen unverzüglich mitzuteilen.

In dem Bescheid war ferner erläutert, welche Einkünfte als Erwerbs- oder

Erwerbsersatzeinkommen zu berücksichtigen sind.

Nachdem die Klägerin auf ein entsprechendes Anforderungsschreiben der Beklag-

ten vom 29. Juli 1992 am 18. September 1992 unter Beifügung entsprechender

Bescheide ua des Arbeitsamtes Rostock mitgeteilt hatte, das Familieneinkommen

betrage ab 1. Januar 1992 rund 1.180,00 DM, nahm die Beklagte im Bescheid

vom 7. Januar 1993 eine Neuberechnungder klägeriechenRente zum 1. Januar

1992 vor und stellte fest, daß ein Sozialzuschlag nicht zu zahlen sei. in einer als

“Bescheidzusatz”überschriebenenvierten Textseite, die im GegensatzZu Weiteren

Anlagen betreffend die Rentenberechnungnicht als "Bestandteil" des Bescheides

aufgeführt ist‚‘formuiierte sie, daß zur Rente "vorschul5weise Bin Sozialzuschlag“ '

gezahlt werde. dessen Höhe jetzt überprüft werden sei und sich als "überzahlt"

ein Betrag von insgesamt 1.892,61 DM ergeben habe. In dem Zusatz. der weder

eine Rechtfolgen- noch eine Rechtsbeheifsbelehrungenthält, hieß es weiter. der

Bescheid von November 1991 werde aufgehoben; es werde gebeten, den über-

zehlten Betrag zurückzuzahlen. Den am 3. Februar 1993 mündlich und am

30. Juni 1993 schriftlich eingelegtenWiderspruchwies die Beklagtenach nachge-

holter Anhörung im Schreiben vom 11. August 1993 durch Widerspruchsbe-

scheid vom 27. Januar 1994, der hinsichtlich des Rückzahlungsbegehrens8Uf
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5 42 Abs 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - (SGB I)

gestützt war, zurück.

Das Sozialgericht (SG) Rostock hat den Bescheid der Beklagten vom 7. Januar

1993 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 27. Januar 1994 insoweit

aufgehoben, als damit Sozialzuschläge in Höhe von 1.892,61 DM zurückgefordert

wurden (Urteil vom 26. Oktober 1994). Das Landessozialgericht (LSG) hat die

Berufung der Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom 8. Juni 1995). Zur

Begründung hat es ausgeführt: Für die Rückforderung des Sozialzuschlages fehle

es an einer Rechtsgrundlage. Insbesondere könne die Beklagte den gezahlten

Sozialzuschlag nicht gemäß 5 42 Abs 2 Satz 2 SGB] zurückfordern; denn

kennzeichnend für das Instrument der Vorschußzahlung iS des 5 42 Abs 1 SGB]

sei, daß in einem Sozialleistungsverhältnis bis zur endgültigen Feststellung einer

Sozialleistung eine einstweilige Regelung getroffen werde. Die Beklagte habe der

Klägerin den Sozialzuschlag in Höhe von 165,00 DM jedoch durch bindenden

Bescheid gewährt und den Anspruch der Klägerin insoweit inhaltlich ab 1. Januar

1992 anerkannt. Aus demselben Grunde scheide eine entsprechende Anwendung

des 5 42 Abs 2 SGB I als Ermächtigungsgrundlage aus. Die Beklagte könne ihre

Leistung auch nicht nach den Grundsätzen einer "Vorwegzahlung" (Bundessozial-

gericht <BSG> Urteil vom 12. Mai 1992 - 2 RU 7/92 —SozR 3—1200 5 42

Nr 21 zurückfordern‚ weil ein den rechtlichen Anforderungen genügender Rückfor-

derungsvorbehalt hinsichtlich des Soziaizuschlages aus dem Umwertungsbescheid

nicht hervorgehe. Gemessen an 5 45 Abs 1, 5 50 Abs 1 des
Zehnten

Buches

Sozialgesetzbuch —Verwaltungsverfahren - {SGB X) scheitere eine Rückforderung

der Beklagten daran, daß der angefochtene Änderungs- und Rückforderungsbe—

__
scheid jede Ermessensausübung vermissen lasse.

Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Sie rügt die Verlet-

zung materiellen Rechts und trägt vor: Für den Bereich der Rentenversicherung

existiere keine Vorschrift, die bestimme, daß bei einer Vorschußgewährung aus-

drücklich eine Ermächtigungsgrundlage zu nennen sei. Aus der Sicht des "Emp-

fängerhorizonts" sei der Umwertungsbescheid hinsichtlich der lediglich vorläufigen

Zahlung des Sozialzuschlags jedoch hinreichend bestimmt gewesen; der Gebrauch

des Wortes "Vorschuß" reiche insoweit aus. Der Sozialzuschlag stelle eine pau—

schalierte Sozialhilfeleistung der. Ziel des gesetzgeberischen Handelns bei der

Schaffung des Art 40 des Gesetzes zur Herstellung der Rechtseinheit in der

gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung (Renten-Überleitungsgesetz <RÜG>)

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 .

sei es
gewesen,

die Versorgung der Rentner sicherzustellen, da die Sozialhilfeven

waltung insbesondere angesichts der organisatorischen Schwierigkeiten wegen

des Mangels an Fachpersonal noch nicht flächendeckend und voll funktionsfähig

gewesen sei. Aufgrund der vielfältigen Aufgaben und der durch den Einigungsver-

trag geforderten Existenzsicherung seien die Rentenversicherungsträger im Bei-

trittsgebiet gehalten gewesen, die Zahlung des Sozialzuschlags vorläufig pauschal

und ohne Prüfung des Einkommens vorzunehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom

8. Juni 1995 und des Sozialgerichts Rostock vom 26. Oktober 1994

aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

'die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

\

Die zulässige Revision ist unbegründet. Das LSG hat zu Recht die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des SG zurückgewiesen. Das SG hat zutreffend den

angefochtenen Bescheid der Beklagten in der Gestalt des Widerspruchsbescheids

als rechtswidrig aufgehoben, weil die Rückforderung des zu Unrecht gezahlten

Sozialzuschlags nicht in der gesetzlich dafür vorgesehenen Weise geltend gemacht

werden ist.

Entgegen der Flüge der Beklagten liegt eine Verletzung materiellen Rechts nicht

vor. Zwar hat die Klägerin seit Januar 1992 den Soziaizuschlag in Höhe von

1.892,61 DM zu Unrecht erhalten. Denn ihr Einkommen überschritt zusammen
mit

dem Einkommen ihres Ehemanns den für die Gewährung des Sozialzuschlags

maßgeblichen Grenzbetrag von anfangs 960,00 DM, ab 1. Juli 1992

1.054,00 DM. Die Rückzahlung der in diesem Umfang rechtswidrig erlangten

Summe hat die Beklagte aber nicht in der gesetzlich dafür vorgesehenen Weise

eingeford'ert. Sie hat den der Auszahlung des Sozialzuschlags zugrundeliegenden

Teil des Umwertungsbescheids vom 27. November 1991 zu keiner Zeit - was
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eigentlich erforderlich gewesen wäre - für die streitigen Monate rechtswirksam

zurückgenommen oder aufgehoben und demzufolge auch nicht die Rückzahlung

als Folgeeiner Leistungohne Rechtsgrundverlangt, wie Siein 5 50 Abs 1 SGB X

normiert ist. Sie hat vielmehr stets —selbst noch in der mündlichenVerhandlung

vor dem Senat - die Gewährungder streitigen Beträgeals VorschußzahlungiS des

5 42 SGB I charakterisiertund sich dementsprecher‘£|zur Erstattung allein auf die

Regelungdes 5 42 Abs 2 see | berufen, das aber heißt im Ergebnis. den Be-

scheidvom 29. November1991 für die Klägerinals Grundzum Behaltendürfen
(auch) des Sozialzuschlags aufrechterhalten.

Offenbieiben kann dabei zum einen, ob der "Bescheidzusatz" vom 7- Januar 1993

. überhaupteine Regelungis des 5 31 Satz 1 SGBx enthielt und als Verwaltunge-

akt zu qualifizieren war. Hieran bestehen schon Wegen der äußeren Form des

ZusatzesZweifel; zudemwar inhaltlichnicht in rechtlich nachprüfbarerWeise

erkennbargemacht. ob die frühere Gewährungder Begünstigungfür die streitigen

Monate aufgehoben (5 48 SGB X) oder zurückgenommen (& 45 SGB X) werden

sollte, ob und gegebenenfalls aus welchen Gründen eine Aufhebung auf einen

Zeitpunkt geänderterVerhältnissezurückwirken sollte, Ob für eine in die Vergan—

genheit zurückwirkende Rücknahme ein Rücknahn"eermessen eröffnet war und

ausgeübt wurde oder aus welchen Gründen eine Ermesseneausübung enthahrlieh

war. Dahinstehenkann zum anderenauch, ob zumi■deStder das Verwaltungsver-

fahren abschließendeWiderspruchsbescheidvom 27- Januar 1994 den Anforde-
_

rungen, die in den genannten Beziehungenan einen Verwaltungsakt zu stellen

sind, genügte und in ihm eine rechtswirksame Aufhebung oder Rücknahmeder

Begünstigung lag; hiergegen spricht schon seine ausschließlicheAusrichtung an

5 42 Abs 2 SGB l. Denn’jedenfallstrug die zur Begründungallein herengezegene

Normdes E 42 SGB! die geltendgemachteRückforderungder 502i8|2U50hiä99
nach Wortlaut wie Regelungsgehalt nicht.

Gemäß5 42 Abs 2 SGB [. der spezielldie Erstattungvon \f0i’33hi-1533n_i'9993itund
_

insoweit allgemeinemErstattungsrecht vorgeht, sind nur V0r90hüsse auf "zusta-

hende" Leistungen anzurechnenund - soweit sie diese übersteigen ' vom Emp-

fängerzu erstatten.Entgegender Bezeichnungim angefochtenenUmwertungsbe-

scheidwurde an die KlägerinjedochkeinderartigerAbschlagauf eine ihr wete-
hende Leistung erbracht. DennVorschuß ist gemäß 5 42 Abs 1 Satz 1 SGB ' nur

die Geldleistung, die erbracht werden kann, wenn dem Grunde nach Anspruch auf

die Leistung besteht und lediglich deren Höhe non?"lungewiß 55t- Die Klägerin
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hatte indes seit Januar 1992 bereits dem Grunde nach keinen Anspruch auf den

Sozialzuschlag. Sie überschritt den Grenzbetrag für die Beanspruchung des neuen

Sozialzuschlags ab Januar 1992, dh von Anfang der umgestellten Leistung an.

Der der Klägerin gewährte Sozialzuschlag ist kein Bestandteil der Rente, auf die

die Klägerin - unstreitig - bereits vor Erlaß des Umwertungsbescheids Anspruch

hatte; es handelt sich vielmehr um eine Leistung eigener Art. Zu gewähren war

und ist der Sozialzuschlag nach Maßgabe des Gesetzes zur Zahlung eines Sozial-

zuschlags zu Renten im Beitrittsgebiet vom 25. Juli 1991 (BGBl! S 1606

- SozZuschlG), geändert durch das Renten-Überleitungsänderungsgesetz {RÜG-

ÄndGl vom 18. Dezember 1991 (BGBl i S 2207l. Naeh ; 1 SozZuschlG gehört

die Klägerin zwar zu dem anspruchsberechtigten Personenkreis. Denn sie ist

Bezieherin einer Rente wegen Alters, der Rentenbezug hat vor dem 1. Januar

1994- begonnen, und sie hatte am 18. Mai 1990 ihren Wohnsitz im Beitrittsgebiet

und diesen Wähnsitz auch während des Rentenbezugs beibehalten. Die

Gewährung eines Sozialzuschlags an sie ab Januar 1992 scheiterte aber an den in

5 2 Abs 1 SozZuschlG normierten Einkommensgrenzen: Hiernach wird der Sozial-

‚
zuschlag nur gezahlt, wenn bei Verheirateten das monatliche Gesamteinkommen

den Betrag von 960,00 DM (ab 1. Juli 1992: 1.054,00 Dil/ll unterschreitet. Mit—

hintegelt diese Vorschrift» entgegen ihrer Überschrift
- nicht nur die Höhe des

Sozialzuschlags, sondern auch die dem Anspruch grundsätzlich entgegenstehende

Einkommenshöhe iS eines Grenzbetrages. Mit dem monatlichen Gesamteinkom-

man von über 1.100,00 DM überschritt die Klägerin aber bereits im Januar 1992

diesen Grenzbetrag.

Die Beklagte kann ihren Anspruch auch nicht auf eine entsprechende Anwendung

des 5 42 Abs 2 SGB I stützen. Zwar hat der 2. Senat des BSG in seinem Urteil

vom 12. Mai 1992 (2 RU 7/92 - SozR 13—12005 42 Nr 2) für zulässig erklärt.

eine Zahlung "entsprechend 5 42 Abs 1 SGBI als Vorschuß zu beurteilen“.

wenn die Feststellung „der Anspruchsvoraussetzungen dem Grunde nach Schwie-

rigkeiten bereitet und die Ermittlungen dazu voraussichtlich noch längere Zeit

erfordern, zwischen den Beteiligten iedoch schon bisher ein Leistungsverhältnis

bestand. in dem die Zahlungspflicht dem Grunde nach seit langem feststand. Er

hat aber zugleich ausgeführt, der Fall unterscheide sich von der Entscheidung des

7. Senats des BSG vom 11. Juni 1987 (? RAF 105/85 - BSGE 62, 32 = SozR

4100 5 41 Nr 22l, in welcher der 7. Senat eine entsprechende Anwendung des
_
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5 42 SGB I abgelehnt habe, wenn es fraglich sei, ob ein Leistungsanspruch dem

Grunde nach überhaupt bestehe.

Der Senat hat schon aus rechtssystematischen Erwägungen Bedenken, ob eine

entsprechende Anwendung des 5 42 Abs 1 SGB i auf Fälle wie den vorliegenden

überhaupt in Betracht kommen kann. Denn Grundvoraussetzung für eine analoge

Anwendung einer Gesetzesvorschrift ist, daß eine Lücke in der einschlägigen ge-

setzlichen Regelung vorliegt, die durch eine Analogie geschlossen werden könnte.

Mit Rücksicht auf die bereits im Gesetz vorgesehenen Möglichkeiten zur Rücker-

stattung bereits erbrachter Sozialleistungen ist dies im Blick auf rechtliche Situa-

tionen wie hier nicht ohne weiteres erkennbar und unzweifelhaft. Zudem ist die

positive Feststellung des Anspruchsgrundes nach Abs 1 Satz 1 der Vorschrift

conditio sine qua non. & 42 SGB I ist eine Ausnahmevorschrift, die nicht mit dem

Ziel konzipiert wurde, auf jeden Fall ein subsidiäres Entstehen der Sozialhilfe - zB

bei der Leistungsfeststellung in der gesetzlichen Rentenversicherung - Zu vermei-

den (Hauck/Haines, SGB i-Kornm, Stand Dezember 1994, FldNr 4c zu K 5 42).

Davon abgesehen sind auch die Sachverhalte des vom 2. Senat entschiedenen

Rechtsstreits und des Prozesses der Klägerin in den maßgebenden Punkten nicht

gleichgelagert. Anders als bei dem vom 2. Senat entschiedenen Fall bestand zwi-

schen den jetzigen Beteiligten
nicht

schon bisher ein Rechtsverhältnis derart, daß

grundsätzlich ein Anspruch auf die gewährte Leistung anzunehmen war und ledig-

lich die Feststellung der Anspruchsvoraussetzungen noch längere Zeit dauerte.

Der 2. Senat hat entscheidungserheblich ua auch darauf abgestellt, daß bei einer

wirtschaftlichen Notlage des Versicherten und der Tatsache, daß der zuständige

Leistungsträger von dem Anspruch "nahezu überzeugt" sei, eine entsprechende
.

Anwendung des E 42 Abs 1 Satz 1 SGB | nur in Betracht komme, wenn der Lei-

stungsberechtigte einen Vorschuß ausdrücklich unter vollem Rückforderungsvor-

behalt beantrage. Einen solchen Antrag hat die Klägerin nicht gestellt. Schon aus

diesem Grunde scheidet eine entsprechende Anwendung des & 42 Abs 1 Satz 1

SGB 1selbst nach Ansicht des 2. Senats des BSG aus.

Bedenken begegnen aueh der Umdeutung des Bescheides von einer "Vorschußge-

währung" eines Sozialzuschlags in eine "Vorwegzahlung“. Zwar hat des BSG in

seinen Entscheidungen vom 11. Juni 1987 (7 RAr 105/85 - BSGE 62, 32

= SozFl 4100 5 41 Nr 22}. vom 28. Juni 1990 14 RA 57/89 - BSGE 67, 104}

und vom 12. Mai 1992 (2 RU 7/92 - SozFi 3-1200 & 42 Nr 21 die Möglichkeit
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von “Vorwegzahlungen” durch den Leistungsträger für den Fall bejaht, daß eine

spezialgesetzliche Regelung - wie zB 5 42 SGB I - dies tatbestandsmäßig nicht

zuläßt und der gesetzliche Zweck der Leistung nur erreicht werden kann, wenn

die Leistung möglichst zeitnah zur Entstehung des Bedarfs, dem sie abhelfen soll,

erbracht wird. Die Ermächtigung hierzu sieht das BSG in 5 17 Abs 1 Nr 1 SGB I

iVm 5 9 Satz 2 und 5 32 Abs 1 SGB X. Indes hat der Senat Bedenken, ob sich

aus 5 17 Abs 1 Nr 1 SGB I, der die Leistungsträger ganz generell zu Aktivitäten

im Hinblick auf eine zügige Leistungserbringung verpflichtet, diese Aktivitäten

jedoch nur in ihrer Zielsetzung, nicht in ihrer konkreten Ausgestaltung umschreibt

(ng Hellemann, Vorläufige Leistungen im Sozialrecht, SGb 1992, S 442 ff, 443),

eine "Ermächtigung" zur Leistungsausweitung herleiten läßt. Denn insoweit han-

delt es sich bei 5 17 SGB I um Verfahrensrecht, das den materiellen Rechtsan-

spruch voraussetzt (vgl auch Hauck/Haines, SGB l-Komm, RdNr 4d zu K 5 42}.

Aber auch bei Anwendung der Grundsätze der "Vorwegzahlung" rechtfertigt sich

die Rückforderung der an die Klägerin erbrachten Sozialzuschlagsieistungen durch

die Beklagte nicht. Denn nach 5 17 Abs 1 Nr 1 SGB I hat der Leistungsträger nur

darauf hinzuwirken, daß der Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen

umfassend und schnell erhält. Um diesem Beschleunigungsgebot Rechnung zu tra—
gen;

kann er auch einstweilige Regelungen treffen. Hierzu kann er Verwaltungs-

akte mit Nebenbestimmungen erlassen, mit denen er sicherstellt, daß bei einstwei-

ligen Leistungen diese nur unter den geregelten Voraussetzungen wirksam blei-

ben. Ausschlaggebend ist dabei, daß dem Adressaten hinreichend bestimmt is 33

Abs 1 SGB X] verdeutlicht wird, daß es sich bei der bekanntgegebenen Regelung

derzeit noch nicht um "das letzte Wort der Verwaltung", dh um eine das Ver-

waltungsverfahren endgültig abschließende Regelung“ handelt. Dies kann durch

einen ausdrücklichen Hinweis auf die noch ausstehende endgültige Entscheidung

("Vorbehalt der endgültigen Entscheidung"), durch eine auflösende Befristung der

Einstweiligkeit der Vorwegzahlung oder durch eine andere klare und zweckmäßige

Nebenbestimmung {5 32 SGB Xi geschehen. Entsprechende Nebenbestimrnungen

hat die Beklagte in ihren Umwertungsbescheid jedoch nicht aufgenommen. Die

Absicht, eine einstweilige Regelung iS einer Vorwegzahlung zu treffen, wird aus

dem Bescheid, der ausdrücklich auf die Vorschußregelung abstellt. nicht deutlich.

Soweit die Beklagte ausführt, aufgrund der vielfältigen Aufgaben und der durch

den Einigungsvertrag geforderten Existenzsicherung seien die Rentenversiche-

rungsträger im Beitrittsgebiet gehalten gewesen, die Zahlung des Sozialzuschlags

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 ;

vorläufig pauschal und ohne Prüfung des Einkommens vorzunehmen, führt dies zu
keinerienderen rechtlichen Bewertung. Auch wenn es sich bei dem Sozielzuschlag

- den Ausführungen der Beklagten folgend - um eine pauschalisierte Sozialhilfelei-

stung handelte, die die Träger der Rentenversicherung als versicherungsfremde

Auftragsieistung für den Bund erbrachten l5 3 Abs 1 Sozzuschlß regelt die

Erstattung der Aufwendungen durch den Bund), bedarf es für die Rückforderung

solcher Leistungen einer Rechtsgrundlage. Eine dem 5 307a Abs 8 "des sechsten

Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung - {SGB VI} entspre-

chende Regelung, die dem Rentenversicherungsträger die Möglichkeit eröffnet, die

Umwertung in einem maschinellen Verfahren aus vorhandenen Daten - ohne Ein-

zelfallprüfung - vorläufig vorzunehmen, ist in das SozZuschlG gerade nicht aufge-

nommen werden. Eine entsprechende Anwendung scheitert schon daran, daß in

pauschaiierender Weise auf vorhandene Daten bei der Feststellung eines

Anspruchs auf Sozialzuschlag nicht zurückgegriffen werden kann. Diese

sozialhilfeähnliche Leistung erfordert vielmehr —wie oben ausgeführt - eine
‘

Einzelfailprüfung. Eine solche hätte - wie mit dem Fragebogen von September

1992, der keinen besonderen Verwaltungssufwana erkennen läßt, nachgeholt -
durchaus mit dem Umstellungsbescheid, zumindest aber vor dem 1. Januar 1992,

durchgeführt werden können.

Das SozZuschIC-i ist am 25. Juli 1991 erlassen Werden, aber als Art 40 RÜG in

seinem wesentlichen Gehalt erst am 1. Januar 1992 in Kraft getreten (Art 42

“Abs 1 RÜG; nur Art 40 5 3 Abs 2 RÜG bereits am Tage nach der Verkündung,

Art 42Abs 3 RÜGi.DieBeklagtehattemithinhinreichendZeit,sichaufdiegeä„-
derte Rechtslage einzustellen. Daß sie dies auch getan hat. zeigt im übrigen die

Tatsache, daß sie zwar eine Regelung bezüglich des geänderten SozialzuschlagS in

den Umwertungsbescheid vom 27. November 1991 aufgenommen hat, diese

Regelung aber rechtsfehlerhaft war. indes wäre es ihr genausogut möglich gewe-

sen, eine rechtsfehlerfreie Regelung durch Aufnahme einer - 2„|ässigen - Neben-

bestimmung {E 32 SGB Xi in den Bescheid zu treffen_

Die Kostenentscheidung beruht auf s 193 Abs 1 des Sozialgerichtsgesetzes.

'
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